
256/E-BR/2018 - Entschließung 

Entschließung 

des Bundesrates vom 20. Dezember 2018 betreffend 
Leistungssicherungsrücklagen der Gebietskrankenkassen 

angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 13. 
Dezember 2018 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern­
SoziaJversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallverskhecungsgesetz, das 
Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz, das Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetz, 
das Primänrersorgungsgesetz, das Kinderbetreuungsgeldgesetz, das Gesundheits- und 
SoziaJbercich-BeihilfeDgesetz, das Dienstgeberabgabegesetz, das Bundesgesetz zur 
partnerschaftJichen Ziclsteuerung-Gesundheit, das Bundesgesetz..über Krankenanstalten 
und Kuranstalten, das Bundesgesetz über die Gesundheit Osterreich GmbH, da<; 
Bundesgesetz über die Dokumentation im Gesundheitswesen, das Bundesgesetz über die 
Einrichtung eines Fonds zur Finanzierung privater Krankenanstalten, das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Sonderunterstützungsgesetz, das 
Arbeit'imarktpoHtik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, das Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz, das 
Ausbildungspflichtgesetz, das Dienstleistungsscheckgesetz, das Insolvenz-
Entgelt .. icherungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, das 
Opferfürsorgegesetz, das Heeresentschädigungsgesetz, das Verbrechensopfergesetz, da'i 
Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Angestelltengesetz, das Arbeiter­
Abfertigungsgesetz, das Arbeitnehmerlnnenschutzgcsetz, das Arbeitsinspektionsgesctz 
1993, das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das Arbeitszeitgesetz, das Bauarbeiter­
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, das Bauarbeiter-Schlcchtwetterentschädigungs-gcsctz, 
das Bctriebspensionsgesetz, das Betriebliche Mitarbeiter- und 
SeJbständigcnvorsorgegesetz, das Entgeltfortzahlungsgesetz, das Gutsangestellten-gesetz, 
das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, das Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetz, 
da Landarbeitsgesetz 1984, das Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz sowie da .. 
Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz geändert .. werden, ein Selbständigen­
Sozialversicherungsgesetz, ein Bundesgesetz zur Uberführung der Versicherungsanstalt 
des österreichischen Notariates in eine Versorgungsanstalt des österreichischen Notariates 
und ein Bundesgesetz über die Versorgung für da .. österreichische Notariat erlassen 
werden sowie das Notarversicherungsgesetz 1972 aufgehoben wird (Sozialversicherungs­
Organisationsgesetz - SV-OG) (329 d.B.) 
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Entschließungsantrag 

der Bundesräte Bader, Mühlwerth 
Kolleginnen und Kollegen 

betreffend Leistungssicherungsrücklagen der Gebietskrankenkassen 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 2 Sozialversicherungs-Organisationsgesetz 
- SV-OG (329 d.B.) idF des Ausschussberichtes 413 d.B. in der BR-Sitzung am 
20.12.2018 

Aus dem Ministerratsvortrag zur "Sozialversicherungsorganisation der Zukunft" vom 
16. Mai 2018 ist zu entnehmen: "Oie nachhaltige Leistungsharmonisierung ist als 
integraler Bestandteil der Zusammenlegung der Gebietskrankenkassen 
sicherzustellen. Oie neu zu errichtende Österreichische Gesundheitskasse (ÖGK) mit 
ihrer solidarischen ästerreichischen Versichertengemeinschaft, hat in der 
Übergangsphase die bisher in den Ländern durch die GKKs finanzierten Leistungen 
weiterhin sicherzustellen." 

Die unterfertigten Bundesräte stellen daher folgenden 

ENTSCHLIEßUNGSANTRAG 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

"Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz wird 

ersucht, im Rahmen der Zusammenlegung der Gebietskrankenkassen dafür Sorge zu 

tragen, dass in der Eröffnungsbilanz der Österreichischen Gesundheitskasse die zum 

31 . Dezember 2019 bestehenden Leistungssicherungsrücklagen der 

Gebietskrankenkassen nach Bundesländern aufgeteilt dargestellt werden. 

Darüber hinaus soll ab 2021 in den Weisungen nach § 444 (5) ASVG die Möglichkeit 

eröffnet werden, dass für den Fall einer erfolgswirksamen Dotierung der Rücklagen 

die Österreichische Gesundheitskasse im Folgejahr im selben Ausmaß die zum 31. 

Dezember 2019 bestehenden "alten" Leistungssicherungsrücklagen teilweise auflösen 
darf. 

Die dadurch frei gewordenen Mittel sind zugunsten des Teils der 
Versichertengemeinschaft, die die Rücklagen aufgebaut hat, insbesondere für die 

Umsetzung der Leistungsharmonisierung, für Gesundheitsreformprojekte im Rahmen 

der Zielsteuerung Gesundheit, die Stärkung und Sicherung der Primärversorgung im 

ländlichen Raum und zur Steuerung nach 441f (5) ASVG zu verwenden, wobei darauf 
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zu achten ist, dass dadurch die nachhaltig ausgeglichene Gebarung der 

Österreichischen Gesundheitskasse nicht gefährdet wird. Die Geschäftsordnung der 

Österreichischen Gesundheitskasse hat vorzusehen, dass die 

Landesstellenausschüsse hierzu Vorschläge erstatten können." 
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